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Zwischen Wirtschaftspropaganda und Analyseversuch: Eine kritische Würdigung 

 

Die HWWI-Studie „Hamburg Airport – Eine regionalwirtschaftliche Bewertung“ erhebt den 
Anspruch, die ökonomische Bedeutung des Flughafens Hamburg nach der Corona-Pandemie 
fundiert zu untersuchen. Beauftragt von der Flughafen Hamburg GmbH, basiert sie auf regio-
nalisierten Input-Output-Modellen zur Bestimmung von Wertschöpfung und Beschäftigungs-
effekten. Tatsächlich jedoch bleibt die Studie einseitig und lückenhaft – nicht nur wegen der 
Ausblendung ökologischer und sozialer Faktoren, sondern auch wegen inkonsistenter und 
widersprüchlicher Argumentationslinien, die einer objektiven Bewertung widersprechen. 
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Im Folgenden werden die zentralen Widersprüche und Schwächen systematisch benannt: 

 

1. Der Frankreich-Vergleich: Ein Beispiel gegen die eigene Argumentation 

In Kapitel 2 (Einleitung) wird Frankreich als Beispiel für ein Land genannt, das den Inlands-
flugverkehr politisch stärker eingeschränkt hat – etwa durch ein Verbot von Kurzstreckenflü-
gen bei vorhandener Bahnverbindung. Es heißt dort wörtlich: 

„In Frankreich sind Maßnahmen zur Einschränkung des Inlandsflugverkehrs weiter fortge-
schritten, z. B. durch Reduzierung von Kurzstreckenflügen zugunsten des Schienenverkehrs 
(Eurocontrol 2024). Diese Unterschiede erklären teilweise, warum Deutschland bei der Erho-
lung des Luftverkehrs nur auf 82 % kommt, während Europa bei 99 % liegt. Ohne Deutschland 
liegt der Wert bei 102 %.“ 

Widerspruch: 
Wenn Frankreich den Flugverkehr stärker reguliert hat, aber dennoch eine höhere Erho-
lungsrate erreicht, kann dies nicht zur Erklärung der schwächeren deutschen Entwicklung 
dienen. Im Gegenteil: Die französische Erfahrung zeigt, dass klimapolitische Eingriffe nicht 
automatisch mit wirtschaftlichen Nachteilen verbunden sind. Der Textabschnitt führt 
eine scheinbare Erklärung an, die sich logisch ins Gegenteil verkehrt. 

Diese Inkonsistenz bleibt in der Studie unreflektiert. Damit wird gezielt ein politisches Fra-
ming bedient, das Eingriffe in den Flugverkehr als wirtschaftsfeindlich erscheinen lässt – ob-
wohl das empirisch nicht haltbar ist. 

 

2. „Erholung“ als Maßstab für Erfolg – ohne normative Einordnung 

Mehrfach verwendet die Studie das Wort „Erholung“ im Zusammenhang mit der Rückkehr 
des Luftverkehrs zum Vorkrisenniveau. So etwa: 

„Die Passagierzahlen seit 2022 erholen sich schrittweise […] erreichten 2024 erst 86 % des Ni-
veaus von 2019.“ 

Widerspruch: 
Die Studie behandelt das Jahr 2019 – ein Jahr mit historisch hohem Flugaufkommen, wach-
sender Klimabelastung, zunehmendem Nachtfluglärm und vielfach kritisierter Billigfluginfla-
tion – als unhinterfragte Referenzgröße. Es fehlt jegliche normative Einordnung der Frage, 
ob eine Rückkehr zu diesem Niveau gesellschaftlich oder klimapolitisch überhaupt erstre-
benswert ist. Wer „Erholung“ zum Maßstab erhebt, ohne die Qualität dieser Entwicklung zu 
bewerten, macht sich zum Sprachrohr einer rein betriebswirtschaftlichen Logik. 
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3. Multiplikatoreffekte ohne Betrachtung alternativer Nutzungsszenarien 

Die Studie berechnet, dass z. B. jeder Euro Bruttowertschöpfung bei Konzessionären zu 2,3 
Euro gesamtwirtschaftlicher Wertschöpfung führe. 

Widerspruch: 
Diese Zahlen bleiben kontextlos. Weder wird gefragt, ob ähnliche oder bessere Effekte 
durch andere wirtschaftliche Nutzungen (z. B. nachhaltige Infrastruktur, Forschung, Bahnver-
kehr, urbane Produktion) möglich wären, noch wird eine Opportunitätskostenbetrach-
tung angestellt. Die Studie behauptet Effizienz, ohne Alternativen zu prüfen. Das ist ökono-
misch unzulässig – denn ohne Gegenvergleich bleibt jeder Multiplikator eine Leerformel. 

 

4. Ausblendung negativer externer Effekte – kein Ausgleich, keine Abwägung 

Die Begriffe Fluglärm, CO₂-Emissionen, Gesundheitsfolgen, Flächenverbrauch, Subventio-
nen, Umweltkosten – sie kommen in der gesamten Studie nicht einmal vor. 

Widerspruch: 
Eine ökonomische Bewertung, die nur die positiven Effekte einer Einrichtung auflistet, ohne 
auch nur ein Wort über deren gesellschaftliche Kosten zu verlieren, ist strukturell verzerrt. 
Fluglärm beispielsweise erzeugt nachweislich messbare Gesundheits- und Immobilienef-
fekte. CO₂-Emissionen des Luftverkehrs belasten das Klima erheblich. Die Ignoranz gegen-
über diesen Dimensionen offenbart: Diese Studie ist keine volkswirtschaftliche Abwägung, 
sondern einseitige Nutzenkommunikation im Interesse des Auftraggebers. 

 

5. Strategische Unschärfe beim internationalen Vergleich 

Die Studie vergleicht mehrfach Deutschland mit anderen Ländern (z. B. Frankreich, Italien, 
Asien-Pazifik), um die schleppende Erholung des hiesigen Luftverkehrs herauszustellen. 

Widerspruch: 
Zentrale Einflussfaktoren – wie Unterschiede in der Bahn-Infrastruktur, Subventionspolitik, 
Bevölkerungsdichte, Urbanisierungsgrad oder internationale Flugsteuer – werden nicht ge-
nannt. So entsteht der Eindruck, Deutschland sei strukturell benachteiligt oder durch politi-
sche Rahmenbedingungen gehemmt. Tatsächlich aber zeigt der internationale Vergleich: 
Länder mit aktiverer Klimapolitik, besserem Bahnangebot und stringenterer Steuerung ha-
ben dennoch höhere Erholungsraten. Auch dieser Punkt wird gezielt nicht thematisiert. 
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Fazit: Formale Wissenschaftlichkeit – inhaltliche Einseitigkeit. Keine belastbare 
Grundlage für politische Entscheidungen 

Die HWWI-Studie „Hamburg Airport – Eine regionalwirtschaftliche Bewertung“ erfüllt auf der 
formalen Ebene grundlegende Kriterien wissenschaftlichen Arbeitens. Die methodische Vor-
gehensweise (Input-Output-Analyse, Regionalisierung mit FLQ) ist transparent dargelegt, die 
Datenquellen sind benannt, Rechenansätze plausibel. Die Studie folgt damit dem Muster 
klassischer Regionalanalysen im Bereich der Flughafenökonomik. 

Doch bei genauerer Betrachtung offenbaren sich gravierende inhaltliche und wissenschafts-
ethische Defizite, die einer unabhängigen, objektivierten Bewertung nicht gerecht werden: 

• Die Studie ist einseitig auf positive ökonomische Effekte fokussiert. Weder Fluglärm, 
CO₂-Emissionen, Gesundheitsfolgen, Flächenkonflikte noch klimapolitische Zielkon-
flikte werden erwähnt oder in die Bilanzierung einbezogen. Damit fehlen zentrale Di-
mensionen einer ganzheitlichen Infrastrukturfolgenabschätzung. 

• Es findet keine Alternativenbewertung statt. Welche wirtschaftlichen oder gesell-
schaftlichen Effekte wären möglich, wenn öffentliche Ressourcen, Flächen oder Infra-
strukturen anders genutzt würden? Diese essenzielle Frage der Opportunitätskosten 
wird systematisch ausgeblendet. 

• Zentrale Aussagen sind argumentativ widersprüchlich. So wird Frankreichs höhere 
Regulierungsintensität im Inlandsflugverkehr als (Teil-)Erklärung für Deutschlands 
niedrigere Erholungsrate herangezogen – obwohl Frankreich in der Erholung deutlich 
besser dasteht. Der Widerspruch bleibt unreflektiert. 

• Die Studie verwendet den Begriff der „Erholung“ normativ, ohne dies kenntlich zu 
machen. Sie unterstellt, dass ein Rückkehr zum Vorkrisenniveau 2019 wünschenswert 
sei – obwohl jenes Jahr durch massive Belastungen und zunehmende Kritik am Luft-
verkehr geprägt war. Diese implizite Normsetzung ist wissenschaftlich unzulässig, so-
fern sie nicht offengelegt und diskutiert wird. 

• Schließlich wird der Interessenkonflikt durch den Auftraggeber – die Flughafen Ham-
burg GmbH – zwar erwähnt, aber nicht kritisch eingeordnet. Es fehlt eine Reflexion 
darüber, wie die Zielsetzung des Auftraggebers den Zuschnitt, die Perspektive und 
die Grenzen der Studie mitbestimmt hat. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen: Die HWWI-Studie ist methodisch solide im Hand-
werk, aber inhaltlich und analytisch tendenziös. Sie liefert keine unabhängige Grundlage für 
eine faktenbasierte politische oder gesellschaftliche Auseinandersetzung mit der Zukunft des 
Luftverkehrs in Hamburg oder anderswo. 

Wer auf Grundlage dieser Studie politische Entscheidungen trifft, riskiert eine einseitige 
und unvollständige Bewertung. Es braucht stattdessen interdisziplinäre, ganzheitliche und 
politisch unabhängige Analysen, die neben wirtschaftlichen auch ökologische, soziale und 
gesundheitliche Auswirkungen berücksichtigen – und die normative Grundannahmen trans-
parent machen. Die HWWI-Studie erfüllt diese Anforderungen nicht. 

Hamburg, 15. April 2025 
 
 Martin Mosel 
 Vorsitzender 


